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2.2.2 Beanstandungen 

Beanstandet hat der Rechnungshof die Finanzierung von Personalausgaben 
für wissenschaftliches Personal aus Studiengebühren insbesondere in fol-
genden Fallgruppen: 

 Aus Studiengebühren finanzierte Mitarbeiter waren auch im Bereich der 
postgradualen Lehre tätig. 

 Auch der auf die Forschung oder die Förderung der Promotion von Mit-
arbeitern entfallende Anteil der Beschäftigungsentgelte wurde aus Stu-
diengebühren finanziert. 

 Es wurden (auf dem Papier) Vertretungsprofessuren aus Studiengebüh-
ren finanziert, obwohl für diese die entsprechenden Professorenstellen 
vorhanden waren und die Vertretungsprofessuren damit schon finanziert 
waren. Auf diese Weise konnten die Hochschulen aus den unbesetzten 
Stellen nicht zweckgebundene Mittel schöpfen. 

 Es wurden Dienstreisen aus Studiengebühren finanziert, obwohl die be-
treffenden Dienstreisen eindeutig Forschungszwecken dienten. 

2.2.3 Verfahren bei der Finanzierung wissenschaftlichen Personals 
aus Studiengebühren 

Bei der Finanzierung wissenschaftlichen Personals aus Studiengebühren 
haben alle Hochschulen in Übereinstimmung mit den Erlassen und Verwen-
dungshinweisen des Wissenschaftsministeriums regelmäßig nur jenen Teil 
der Arbeitsentgelte aus Studiengebühren finanziert, der dem Anteil der 
Lehraufgaben nach der Dienstaufgabenbeschreibung des jeweiligen Mit-
arbeiters entspricht. 

Diese (inputorientierte) Vorgehensweise verursacht, soll sie korrekt prakti-
ziert werden, in den Personalverwaltungen der Hochschulen einen erhebli-
chen zusätzlichen Verwaltungsaufwand beim Abschluss der Verträge und 
der Teilverbuchung der Arbeitsentgelte auf unterschiedliche Haushaltsstel-
len.

Für die meisten Studierenden ist diese Art der Zuordnung der Studiengebüh-
ren auf einzelne Beschäftigungsverhältnisse nur schwer nachzuvollziehen, 
da den Studierenden Umfang und Aufteilung der Dienstaufgaben der aka-
demischen Mitarbeiter in der Regel verborgen bleiben. Das Verfahren erhöht 
die Transparenz der Verwendung der Gebühren nicht. 

Außerdem gewinnt das Gebührenrecht durch dieses Verfahren ein Maß an 
Dominanz über die Personalpolitik der Hochschulen, die das bewährte Kon-
zept der forschungsbasierten Lehre konterkariert und im Einzelfall sogar zu 
arbeitsrechtlichen Schwierigkeiten führen kann. Das ist weder sachgerecht 
noch vom Gesetzgeber mit der Einführung von Studiengebühren beabsich-
tigt worden. 
















